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1 Partizipation als Instrument zur Erreichung ökologischer Nachhaltigkeit 
 
Partizipation und Öffentlichkeitsbeteiligung im Bereich der Umwelt- und Nachhaltigkeits-
politik haben eine lange Tradition in modernen Demokratien beiderseits des Atlantiks. 
Nachdem in den USA bereits 1990 der „Negotiated Rulemaking Act“ eine weitgehende 
Bürgerbeteiligung in öffentlichen Umweltentscheidungen rechtsverbindlich einführte, war 
es vor allem die Rio-Erklärung von 1992, die in ihrem Prinzip 10 eine Beteiligung aller 
betroffenen Bürger an Umweltbelagen weltweit zum Standard erklärte. In Bezug auf Euro-
pa einigten sich 1998 in dem Århus-Übereinkommen7 die internationalen Unterzeichner-
staaten auf drei Säulen der Öffentlichkeitsbeteiligung: das Recht auf Zugang zu Informatio-
nen über die Umwelt, das Recht auf Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren 
sowie das Recht auf Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten. Die Europäische 
Union hat sich diese Politik auf vielfältige Weise zu eigen gemacht. Die neue Umweltin-
formationsrichtlinie8 trägt vor allem zur Umsetzung der ersten Säule des Århus-Überein-
kommens bei und wurde jüngst durch eine Richtlinie über die Öffentlichkeitsbeteiligung an 
umweltrelevanten Vorhaben (Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie)9 ergänzt. Darüber hin-
aus wurde 2001 in der Richtlinie über die strategische Umweltprüfung (SUP-Richtlinie)10 
festgeschrieben, dass die potentiell betroffene Öffentlichkeit „frühzeitig und effektiv“ in die 
Entscheidungsverfahren über bestimmte Pläne und Programme einbezogen werden muss. 
Als erste materielle Regelung auf EU-Ebene mit weitreichenden Beteiligungsrechten für 
die Öffentlichkeit wurde im Dezember 2000 die EG-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)11 
erlassen. 
Teils inspiriert durch diese internationalen und europäischen Tendenzen, teils parallel 
dazu fand in den vergangenen zwei Jahrzehnten in Deutschland eine eigene Entwicklung in 
Richtung verstärkter Information und Einbeziehung der Öffentlichkeit in (umweltrelevante) 
Planungsvorhaben statt (Selle 1996; Voßkuhle 2001; Fisahn 2002a) – sieht man von dem 
                                                          
7  Zu dem nach dem Ort der Unterzeichnung, der dänischen Stadt Århus, benannten „Übereinkommen über den 
Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Ge-
richten in Umweltangelegenheiten“ vgl. Scheyli 2000; Zschiesche 2001. 
8  RL 2003/4/EG vom 28. Januar 2003 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinformationen und zur 
Aufhebung der Richtlinie 90/313/EWG des Rates. 
9  Richtlinie 2003/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Mai 2003 über die Beteiligung der 
Öffentlichkeit bei der Ausarbeitung bestimmter umweltbezogener Pläne und Programme und zur Änderung der 
Richtlinien 85/337/EWG und 96/61/EG des Rates in Bezug auf die Öffentlichkeitsbeteiligung und den Zugang 
zu Gerichten. 
10  RL 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2001 über die Prüfung der Umwelt-
auswirkungen bestimmter Pläne und Programme. 
11  Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für 
Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik. 
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„Einbruch“ durch die Beschleunigungsgesetzgebung Anfang der 1990er Jahre einmal ab 
(Fisahn 2002b). Diese Entwicklung stand und steht im Zusammenhang mit der Diskussion 
um ökologische und soziale Nachhaltigkeit (Heins 1998), den postulierten „Formwandel 
politischer Steuerung“ (Mayntz & Scharpf 1995) hin zu einem „polyzentrischen Politikver-
ständnis“ (Minsch et al. 1998) sowie neue Formen von Governance, wie sie in dem Weiß-
buch der Kommission unlängst skizziert wurden. 
Dabei haben sich die Motive zur Durchführung partizipativer im Unterschied zu klas-
sisch hoheitlichen Entscheidungsverfahren im Laufe der Jahrzehnte gewandelt (Newig 
2011). Noch in den 1960er und 70er Jahren standen emanzipatorische Motive im Mittel-
punkt, so die Möglichkeit zur Mitbestimmung und die Öffnung von Entscheidungsprozes-
sen (von Alemann 1975) bis hin zur Selbstbestimmung von Bevölkerungsgruppen 
(Arnstein 1969). Daneben wurden (und werden) mit Partizipation legitimatorische Ziele 
verfolgt, die auf eine stärkere Demokratisierung der Gesellschaft ausgerichtet sind. Wichti-
ge Stichworte sind hier eine stärkere Transparenz und Kontrolle der Verwaltung (Voßkuhle 
2001) sowie aus rechtlicher Sicht die Einbindung von Betroffenen im Vorfeld von Verfah-
ren anstelle weitreichender Klagebefugnisse im Nachhinein („vorgelagerter Rechtsschutz“; 
Fisahn 2002a). Legitimatorische Motive spielen in der jüngeren politikwissenschaftlichen 
Partizipationsdebatte nach wie vor eine wichtige Rolle (Renn et al. 1995; Feindt 2001; 
Arbter et al. 2005). 
In den letzten Jahren zeigt sich jedoch ein klarer Trend zu einem instrumentellen, ef-
fektivitätsorientierten Verständnis von Partizipation. Vor dem Hintergrund fortwährender 
Implementationsdefizite in der Umweltpolitik (Knill & Lenschow 2000) und zunehmend 
komplexer gesellschaftlicher sowie sozial-ökologischer Wechselwirkungen wird Partizipa-
tion zum Mittel, um (umwelt-)politische Ziele zügiger, zielgenauer und effektiver durchzu-
setzen (Beierle & Cayford 2002; Coenen et al. 1998). So erwartet Heinelt (2002: 17) “that 
participation leads to a higher degree of sustainable and innovative outcomes”. Als ein 
Beispiel aktueller Umweltpolitik sieht die Europäische Kommission Öffentlichkeitsbeteili-
gung als Voraussetzung zur Erreichung wasserpolitischer Ziele: „Die Beteiligung der Öf-
fentlichkeit ist kein Selbstzweck, sondern ein Instrument, um die Umweltziele der Wasser-
rahmenrichtlinie zu erreichen“ (EU 2002: 7; näher dazu Newig 2005). 
Die Annahme, dass Partizipation zu effektiver Politik beitrage, das heißt im Umwelt-
bereich eine ökologisch nachhaltige Entwicklung befördere, ist bislang weitgehend eine 
Behauptung geblieben. In der sozialwissenschaftlichen Literatur finden sich unterschiedli-
che, einander häufig widersprechende Thesen und die empirische Datenlage zeichnet ein 
ebenso lückenhaftes wie ambivalentes Bild. Koontz & Thomas (2006: 118) diagnostizieren 
daher, dass “a considerable gap remains in our understanding of the effect of [particpatory] 
process characteristics and policy outputs on environmental outcomes.” 
Der vorliegende Beitrag fasst den aktuellen Stand der Debatte in der internationalen 
Literatur zur ökologischen Effektivität von partizipativer Governance anhand von konzep-
tionellen und empirisch-vergleichenden Analysen zusammen. Der Beitrag schließt mit 
Perspektiven dazu, wie einerseits ein verbessertes Verständnis der Bedingungen, unter 
denen Partizipation tatsächlich ökologisch nachhaltige Entwicklung stärkt, erreicht werden 
kann und andererseits, wie Governance-Formen ausgestaltet sein können, um möglichen 
„Trade-offs“ zwischen effektiver Politikdurchsetzung sowie Legitimation und Transparenz 
von Entscheidungsstrukturen zu begegnen. 
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2 Konzeptionalisierungen: Paradox zwischen Partizipation und ökologischer 
Nachhaltigkeit? 
 
Was ist Partizipation? Übliche Definitionen reichen von Bürger- und Öffentlichkeitsbeteili-
gung und zivilgesellschaftlichem Engagement über (betriebliche) Mitbestimmung bis hin 
zu Kooperation und gemeinsamer Entscheidungsfindung. Die Politik- und Governance-
orientierte Perspektive zielt vor allem auf fünf Elemente: 
 
1. Zunächst einmal lässt sich Partizipation abgrenzen zu einseitigem bzw. ausschließlich 
hoheitlichem Handeln (Verwaltungs- oder Gerichtsentscheidungen). Bei Partizipation 
geht es um das gemeinsame Problemlösen, die gemeinsame und konsensuale Ent-
scheidungsfindung, die Rolle von Kommunikation und Interessenausgleich. Der sach- 
und zielorientierten wechselseitigen Kommunikation in Gruppen (Rowe & Frewer 
2005) und deliberativen Prozessen (Habermas 1981, Webler et al. 1995) kommt damit 
eine wichtige Bedeutung zu. 
2. Bei Partizipation geht es um eine Teilhabe an Entscheidungen im öffentlichen Raum. 
Entscheidungen sind kontingent, das heißt, Entscheidungen im öffentlichen Raum ma-
chen für einen größeren Personenkreis Vorgaben über künftiges Handeln, die auch an-
ders ausfallen könnten (Luhmann 1987: 400) und damit potenziell eine konflikthafte 
Materie regeln. Wenn also nichts von öffentlichem Interesse zu entscheiden ist, gibt es 
auch keine Partizipation im so verstandenen Sinn. Beispielsweise kann sich bürger-
schaftliches Engagement auf „Graswurzel-Aktionen“ im Bereich der Naturschutzpfle-
ge beziehen. Solange diese reinen Aktionscharakter tragen, aber keine Bindungswir-
kung über künftige Aktivitäten entfalten, liegt keine Partizipation im Sinne der Politik- 
und Governance-Perspektive vor. 
3. Darüber hinaus geht es bei Partizipation um eine Teilhabe von Personenkreisen, die 
nicht routinemäßig derartige Entscheidungen vornehmen (Renn 2005). Damit bilden 
beispielsweise Wahlen oder Bürgerentscheide keine Formen von Partizipation im hier 
verstandenen Sinne. Allerdings bedeutet dies nicht, dass in partizipativen Prozessen 
keine staatlichen Entscheidungsorgane beteiligt sind; es darf sich nur nicht ausschließ-
lich um solche handeln. 
4. Partizipation impliziert zudem eine Machtabgabe an die beteiligten Personenkreise. 
Solange also lediglich Kommunikation im Kontext öffentlicher Entscheidungen statt-
findet, die Anliegen der Beteiligten aber die zu treffenden Entscheidungen nicht beein-
flussen können, liegt keine Partizipation vor (Arnstein 1969). 
5. Schließlich liegt Partizipation nur dann vor, wenn der Kreis der beteiligten Personen 
diejenigen mit einem legitimen Anliegen ausreichend repräsentiert (Schmitter 2002). 
Die Beteiligung nur bestimmter Interessengruppen ist dann eher als Lobby-Arbeit oder 
allgemein korporatistische Handlungsform einzustufen. 
 
Einige der dieser fünf Kriterien können mehr oder weniger stark erfüllt sein, so dass sich 
unterschiedliche Grade oder Intensitäten von Partizipation unterscheiden lassen. Die Krite-
rien (2) und (3) sind hiervon ausgenommen, sie müssen erfüllt sein, damit Partizipation 
überhaupt vorliegt. Die Kriterien (1), (4) und (5) können hingegen in unterschiedlichen 
Abstufungen vorliegen. Dabei charakterisieren die jeweiligen Ausprägungen der Kriterien 
(1) und (4) den Prozess der Partizipation, die Ausprägung des Kriteriums (5) charakterisiert 
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dagegen die beteiligten Akteure. Daraus ergibt sich, dass Partizipation ein mehrdimensiona-
les Konzept ist. Frühe Klassifikationen von Partizipation haben häufig einseitig auf Macht-
aspekte abgehoben, so vor allem die bekannte „Ladder of Citizen Participation“ der Ameri-
kanerin Sherry Arnstein (1969). Andere Klassifikationen setzen einseitig auf die Art der 
Informationsflüsse (Rowe & Frewer 2005). Das hier verwendete Partizipationskonzept 
basiert auf folgenden Dimensionen, die jeweils variable Grade annehmen können: 
 
 die Art, Richtung und Intensität der Informationsflüsse (z.B. reine Anhörungsverfah-
ren oder intensive Face-to-Face-Kommunikation mit der Möglichkeit zu deliberativen 
Prozessen); 
 die Stärke des Einflusses auf die zu treffenden Entscheidungen, der den Beteiligten 
gewährt wird; 
 der Kreis der beteiligten Personen (wenige Interessengruppenvertreter oder eine breite 
Öffentlichkeitsbeteiligung). 
 
Partizipation im hier verstandenen Sinne umfasst eine Vielzahl von Prozessformen wie 
beispielsweise Anhörungen (Rowe & Frewer 2000), Planungszellen (Dienel & Renn 1995) 
und die verwandte Form der Citizens Jurys (Smith & Wales 2000), deliberative Foren 
(Hendriks 2006), Stakeholder-Dialoge (Stoll-Kleemann & Welp 2006; van de Kerkhof 
2006), Konsensus-Konferenzen und dialogische Verfahren (Feindt 1997; Heinrichs 2007) 
oder die vor allem in den USA verbreiteten Bürgerbeiräte („Citizen Advisory Committees“) 
(Lynn & Busenberg 1995). Im englischen Sprachraum ist auch häufig von „collaborative 
governance“ oder „management“ die Rede (Randolph & Bauer 1999; Innes & Booher 
2002; Koontz & Thomas 2006; Busenberg 2007), womit aber ähnliche oder gleiche Formen 
gemeint sind. Auch die vielfältigen Formen von Umweltmediation bzw. Mediation im öf-
fentlichen Bereich (Fietkau & Weidner 1994; Baughman 1995; Claus & Wiedemann 1994; 
Weidner 1998; Zilleßen 1998; Holzinger 2000; Watson & Danielson 2004) bilden eine 
große Schnittmenge mit Prozessen partizipativer Governance. 
Der hier gewählte Terminus „partizipative Governance“ (Heinelt 2002; Schmitter 
2002; Grote & Gbikpi 2002; Lovan et al. 2004) hebt vor allem auf zwei Aspekte ab: Ob-
wohl Governance nicht dasselbe meint wie „Steuerung“, impliziert das Konzept doch, dass 
gesellschaftliche Probleme oder Konflikte (wie etwa in den Bereichen Umwelt und Nach-
haltigkeit) angegangen werden mit dem Ziel, kollektiv bindende Entscheidungen zu treffen 
(Mayntz 2003; Schmitter 2006; Heinelt 2008). Zugleich ist der Governance-Begriff breit 
genug, um unterschiedliche Formen von Partizipation, sowohl im Sinne staatlich initiierter 
Verwaltungsverfahren („Top-Down“) als auch zivilgesellschaftliche Initiativen der Kon-
fliktlösung („Bottom-Up“), zu umfassen, solange kollektiv verbindliche Entscheidungen 
angestrebt werden. 
In der internationalen Literatur finden sich eine ganze Reihe theoretisch-deskriptiver 
und normativer Annahmen zur ökologischen Effektivität von Partizipation (für einen Über-
blick siehe Lafferty & Meadowcroft 1996; Feindt & Newig 2005; Reed 2008). Die Schlüs-
selannahme lautet, dass Partizipation in umweltbezogenen Governance-Prozessen (a) zu 
Outputs (kollektiven Entscheidungen) mit im Vergleich zu hoheitlichen Entscheidungsver-
fahren höheren Umweltstandards führt und (b) die Implementation dieser Outputs verbesse-
re (Outcomes). Allerdings finden sich zu allen Elementen dieser Annahme entsprechende 
Gegenpositionen in unterschiedlichen Forschungsrichtungen wie beispielsweise der 
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Implementationsforschung oder Sozialpsychologie. (c) Zunehmend setzt sich die Erkennt-
nis durch, dass dem gesellschaftlichen und umweltbezogenen Kontext von Entscheidungs-
verfahren eine Schlüsselrolle bei der ökologischen Effektivität von Beteiligungsprozessen 
zukommt. Im Einzelnen finden sich folgende, einander teils widersprechende, Argumenta-
tionen: 
 
(a) Partizipation und umweltbezogene Outputs: Beteiligung wird das Potenzial zugespro-
chen, etablierte Netzwerke zwischen politisch-administrativen Entscheidungsträgern und 
wirtschaftlichen Eliten aufzubrechen und damit umweltbezogenen Anliegen größeren 
Raum zu geben (Smith 2003; Kastens & Newig 2007). Bei einem weniger umweltorientier-
ten zivilgesellschaftlichen Umfeld wird dagegen eher eine Verwässerung ökologischer 
Standards vermutet (Layzer 2008). Durch die Einbeziehung des lokalen Wissens nicht-
staatlicher Akteure wird weiterhin eine verbesserte Informationsbasis umweltbezogener 
Entscheidungen erwartet (Berkes & Folke 2002; Pellizzoni 2003). Andere Autoren bestrei-
ten ebendies, da Umweltentscheidungen typischerweise komplexe technische Sachverhalte 
betreffen. Behörden und ausgewiesene Experten verfügten jedoch über eine entsprechende 
Wissensbasis und seien nicht auf lokales Laienwissen angewiesen (Fisahn 2002a; Rydin 
2007). 
Unter Rückgriff auf das von Habermas (1981) entwickelte Konzept des kommunikati-
ven Handelns lassen gut durchgeführte partizipative und diskursive Gruppenprozesse kol-
lektive Lernerfolge erwarten. So erhofft man sich eine kreativere Entwicklung neuer Lö-
sungen durch Deliberation und eine Vielfalt von Perspektiven (Webler et al. 1995). Als 
Erfolgsvoraussetzung wird ein gegenseitiges Vertrauensverhältnis der Beteiligten genannt 
(Sabatier et al. 2005). Als weitere „Erfolgskriterien“ seien nur beispielhaft genannt: die 
Transparenz des Verfahrens und offene Kommunikation, frühzeitige Beteiligung, gemein-
same Festlegung von Verfahrensregeln und die Über- bzw. Allparteilichkeit der Moderation 
(vgl. Linder & Vatter 1996). Eine Grundvoraussetzung dafür, dass die oben genannten 
erwünschten Effekte eintreten, liegt weiterhin darin, dass bezüglich der zu treffenden Ent-
scheidung eine genügende Offenheit besteht. Aus sozialpsychologischer Sicht wird gleich-
wohl auf potenziell nachteilige Effekte partizipativer Gruppenprozesse verwiesen, so bei-
spielsweise die Tendenz zu riskanteren Entscheidungen oder eine Schließung gegenüber 
kritischen Stimmen (Cooke 2001). 
Allgemein wird die Effektivität von Partizipation in umweltbezogenen Entscheidungs-
prozessen aus Sicht der Ökonomischen Theorie der Politik (Public-Choice-Theorie) in 
Frage gestellt. Schon frühe Arbeiten verweisen darauf, dass die kollektive Nutzung bzw. 
Verschmutzung natürlicher Ressourcen regelmäßig soziale Dilemma-Situationen impliziert 
(Hardin 1968). Daher seien Institutionen auf ausreichend großen räumlichen Skalen nötig, 
um negative Externalitäten (spillovers) zu internalisieren. Partizipative Entscheidungspro-
zesse sind jedoch typischerweise lokal angelegt. Dahl (1994) nennt dies das „demokratische 
Dilemma zwischen System-Effektivität und Bürgerbeteiligung“. 
 
(b) Partizipation und umweltbezogene Outcomes: Von den oben diskutierten Outputs unter-
scheiden sich Outcomes durch den Vorgang der Implementation. Allgemein wird die 
Implementation umweltbezogener Entscheidungen in modernen Demokratien als unzurei-
chend angesehen. Die Implementationsforschung hat wiederholt auf entsprechende 
„Implementationsdefizite“ verwiesen (Mayntz et al. 1978; Svoboda 1988; Jordan 2002). 
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Häufig werden diese mit einer geringen Akzeptanz von Entscheidungen seitens staatlicher 
und nicht-staatlicher Akteure in Verbindung gebracht. Deren Beteiligung in Entschei-
dungsprozessen wird daher als potenziell förderlich zur Erhöhung von Akzeptanz angese-
hen, da so ihre Interessen in der Entscheidungsfindung berücksichtigt werden (Bulkeley & 
Mol 2003). Ergebnisse der procedural-justice-Forschung zeigen, dass als fair wahrgenom-
mene Entscheidungsprozesse Akzeptanz selbst dann erhöhen, wenn die Ergebnisse den 
Akteurspräferenzen nicht entsprechen (Lind & Tyler 1988; Sabatier et al. 2005). Coglianese 
(1997) argumentiert dagegen, dass Partizipation wegen häufiger Meinungsunterschiede 
zum Beispiel über Fragen legitimer Teilnehmerkreise eher Akzeptanz vermindernd wirkt. 
Weiterhin sei es Partizipationsprozessen immanent, dass sie die Beteiligten auch über für 
sie negative Aspekte informieren, was zu einer weiteren Reduktion der Akzeptanz führe. 
Die Implementationsforschung hat die Einbeziehung einer größeren Zahl von Akteu-
ren in Entscheidungsprozesse traditionell als Hindernis für eine effektive Umsetzung von 
Entscheidungen angesehen (Pressman & Wildavsky 1984 [1973]; Hill & Hupe 2002), ins-
besondere wenn Akteure mit Veto-Macht Entscheidungen blockieren können (Tsebelis 
1995). Hier ist die so genannte „Bottom-Up“-Schule keine Ausnahme (Lipsky 1971). Von 
einigen frühen Ausnahmen abgesehen (Mazmanian & Sabatier 1980) wird Partizipation erst 
in jüngerer Zeit als Desiderat im Implementationsprozess angesehen, allerdings hauptsäch-
lich aus emanzipatorischen Überlegungen heraus und weniger mit Blick auf eine effektive 
Implementation selbst (deLeon & deLeon 2002). Anders als diese einflussreichen meist 
nordamerikanischen Arbeiten begreift die europäische Implementationsforschung Partizipa-
tion in jüngerer Zeit als förderlich im Kontext nachhaltiger Entwicklung (O'Toole Jr. 2004). 
 
(c) Bedeutung des Kontexts: Klassischerweise liegt in der Partizipationsforschung der 
Schwerpunkt auf den Prozessen, ihrer Ausgestaltung und ihren Wirkungen. Zunehmend 
wird auf die Bedeutung der gesellschaftlichen und problembezogenen Rahmenbedingungen 
einerseits sowie der Akteure und ihrer Konstellationen andererseits verwiesen,, die ein 
Partizipationsverfahren und seinen Ausgang prägen können (Delli Carpini et al. 2004; 
Lejano et al. 2007). Beispielsweise mag eine spezifische Konstellation von Akteursinteres-
sen mehr oder weniger förderlich für eine partizipative bzw. konsensuale Entscheidungs-
findung sein: In sozialen Dilemma-Situationen etwa nach dem „St.-Florians“ oder 
„NIMBY“ (Not In My Back Yard)-Prinzip, die typischerweise bei Standortentscheidungen 
auftreten, wird zivilgesellschaftliche Partizipation als Mittel zur rationaleren Konfliktlösung 
genannt (Renn & Webler 1996; Schively 2007). Andere Autoren fanden, dass Partizipation 
in diesen Situationen ineffektiv bleibt (Holtkamp 2006; Bogumil et al. 2003).  
Dieser kurze Überblick zeigt bereits die in der Literatur vorhandenen Inkonsistenzen zu der 
Frage, inwieweit Partizipation eine ökologisch nachhaltige Entwicklung fördere. 
 
 
3 Empirische Forschungsergebnisse 
 
Die mit Abstand wichtigste Quelle empirischer Daten im Bereich umweltbezogener 
Governance-Verfahren bilden Fallstudien. Zahlreiche Einzelfallstudien12 wurden bisher 
                                                          
12 Es ist schier unmöglich, eine auch nur annähernd repräsentative Auswahl dieser Vielzahl von Veröffentlichun-
gen zu zitieren. Unter den besonders bekannten und einflussreichen Studien seien exemplarisch genannt der 
Snoqualmie-River-Konflikt, der zu einer der ersten intensiven umweltbezogenen Beteiligungsverfahren in den 
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veröffentlicht, die eine erhebliche Bandbreite an Anwendungsbereichen abbilden und stark 
hinsichtlich Länge und Qualität des Datenmaterials variieren. Viele wurden von Praktikern 
verfasst, von denen einige selbst in die beschriebenen Prozesse involviert waren, sei es als 
Mediatoren, Behördenvertreter, Teilnehmer oder Wissenschaftler. Viele wurden ohne ex-
pliziten konzeptionellen Hintergrund verfasst. Insgesamt wurden umweltbezogene Outputs, 
geschweige denn Outcomes, meist nur kursorisch einbezogen (siehe Newig & Fritsch 
2007). Die Tatsache, dass die allermeisten Fallstudien aus Nordamerika stammen, reflek-
tiert die Bedeutung von Beteiligungs- und Mediationsverfahren in den Vereinigten Staaten 
und Kanada. 
Obwohl die überwiegende Mehrzahl von Veröffentlichungen Einzelfallstudien portrai-
tiert, sind einige vergleichende Untersuchungen verfügbar, die fast ausnahmslos 
partizipative Entscheidungsprozesse in den USA zum Gegenstand haben und jeweils nur in 
Teilen die Beziehung zwischen Partizipationsverfahren und deren Outputs bzw. Outcomes 
untersuchen: 
 
 Die Pionierstudie von Bingham (1986) vergleicht 161 Fälle von Umweltmediation in 
Bezug auf ihr Potenzial für konsensuale Entscheidungen. Es wird versucht, Outputs 
(hier: ob ein Konsens erzielt wurde oder nicht) mit bestimmten Einflussfaktoren in 
Beziehung zu setzen. Allerdings bleibt dieser Versuch kursorisch und kausale Ein-
flussfaktoren werden nicht herausgearbeitet. Da weder die Implementation von Ent-
scheidungen noch ihre Angemessenheit in Bezug auf die jeweiligen ökologischen 
Probleme überprüft wird, bleiben viele Fragen offen. Gleichwohl entwickelt die Studie 
eine Reihe potenziell wichtiger Kontext- und Prozess-Faktoren. 
 Coglianese (1997) untersucht 67 Fälle von negotiated rulemaking, einer speziellen 
Form partizipativer Normfindung in den Vereinigten Staaten. Er stellt fest, dass – ent-
gegen den Erwartungen – partizipative Prozess länger andauern und häufiger zu 
Rechtsstreitigkeiten führen als nicht-partizipative Verfahren. Allerdings wurden weder 
die Angemessenheit der Entscheidungen noch deren Implementation untersucht. 
 Chess & Purcell (1999) vergleichen etwa 20 Fallstudien in umweltbezogenen Ent-
scheidungsverfahren, von denen einige mehrere Fälle darstellen. Die Studie entwickelt 
eine Reihe von Kontext-, Prozess- und Ergebnisvariablen. Bezeichnenderweise zeigt 
sich hier, dass die Art des partizipativen Verfahrens keinen Einfluss auf Outputs bzw. 
Outcomes hat. 
 Ein spezifischer Sektor partizipativer Governance – Wassermanagement in kleinen 
Einzugsgebieten – wurde von Leach et al. (2002), Sabatier et al. (2005) und Leach 
(2006) untersucht. In 76 der sogenannten „watershed partnerships“ in den US-Staaten 
Kalifornien und Washington wurden die demokratischen Vorteile von Kooperation 
und Partizipation untersucht und deren Wirkung auf Outputs gemessen, wobei Variab-
len wie soziales Kapital und kollektives Lernen eine große Rolle spielen. Einflüsse des 
Kontexts sowie umweltbezogene Outcomes wurden jedoch nicht einbezogen. 
 Die bislang umfangreichste vergleichende Analyse umweltbezogener partizipativer 
Governance-Prozesse haben Beierle & Cayford (2002) vorgelegt. In eine Fallstudien-
Metaanalyse von 239 bereits veröffentlichten Fallstudien haben die Autoren Kontext-, 
Prozess- und Ergebnisvariablen untersucht. Partizipations-„Erfolg“ wurde hauptsäch-
                                                                                                                                                    
Vereinigten Staaten führte (Dembart & Kwartler 1980); weiterhin der Aargau-Mülldeponie-Standortfindungs-
prozess (Renn et al. 1996) oder die Mediation zur Sonderabfalldeponie Münchehagen (Striegnitz 1995). 
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lich im Sinne demokratischer Legitimität gemessen, umweltbezogene Outcomes dage-
gen kaum berücksichtigt, obgleich die Autoren feststellen, dass “the purpose of 
participation has shifted from merely providing accountability to developing the 
substance of policy” (Beierle & Cayford 2002: 5). Partizipation, so die Hauptschluss-
folgerung der Autoren, bringe häufig Entscheidungen hervor, welche die Werte der 
Öffentlichkeit reflektieren, ausreichend robust sind und förderlich zur Lösung von 
Konflikten, der Bildung von Vertrauen und der Bildung der Bevölkerung in Umwelt-
fragen sind (Beierle & Cayford 2002: 74). Die zentrale Rolle für den „Erfolg“ von Par-
tizipation wird der Prozessgestaltung zugeschrieben, wobei intensivere Prozesse all-
gemein als erfolgreicher gewertet werden als weniger intensive. 
 Unlängst hat der US-amerikanische National Research Council (Dietz & Stern 2008) 
eine breit angelegte Studie zu den allgemeinen Vorteilen und Risiken von Partizipation 
und Öffentlichkeitsbeteiligung im Umweltbereich vorgelegt. Die Autoren sichten eine 
Fülle konzeptioneller und empirischer Literatur (fast 300 Fallstudien), fast ausschließ-
lich in den Vereinigten Staaten, und leiten daraus eine Reihe von Politik-Empfeh-
lungen ab. Während der Kontext von Partizipation zwar als wichtig für das Zustande-
kommen von Outcomes bezeichnet wird, lautet die zentrale Schlussfolgerung, dass 
„gut durchgeführte“ Prozesse kontextbezogene Schwierigkeiten kompensieren können. 
Die Autoren schließen mit einem Appell für eine stärkere Berücksichtigung von Kon-
textfaktoren und mahnen verstärkte vergleichende Fallstudien an, “that allow a 
stronger assessment of generality and causality” and an “increased level of rigor in re-
search design” (Dietz & Stern 2008: 9-15). 
 Der Autor dieses Beitrags hat in Ko-Autorenschaft eine vergleichenden Meta-Analyse 
von 47 Fällen unterschiedlich partizipativer Entscheidungsverfahren in Nordamerika 
und in Europa durchgeführt (Newig & Fritsch 2009b). Es stellte sich heraus, dass Par-
tizipation in den untersuchten Fällen zwar tendenziell zur Beilegung von Konflikten 
und dem Aufbau wechselseitigen Vertrauens beitrugt, umweltbezogene Outputs und 
Outcomes jedoch nicht signifikant beeinflusste im Vergleich zu stärker hoheitlichen 
Entscheidungsverfahren. Während umweltbezogene Outcomes weitgehend auf die 
Präferenzen der involvierten Akteure zurückgeführt werden konnten, hing der Einfluss 
von Partizipation entscheidend von einer Reihe von Kontextvariablen, z.B. der geo-
graphischen Skala des untersuchten Problems, ab. Weiterhin wurden trade-offs zwi-
schen Outputs und Outcomes festgestellt, die auf die Notwendigkeit einer differenzier-
ten Betrachtungsweise des „Erfolges“ partizipativer Governance verweisen. 
 
Anhand der hier summarisch skizzierten Ergebnisse größerer vergleichender Studien lassen 
sich einige vorsichtige Schlussfolgerungen ziehen. Zunächst fällt auf, dass der Gestaltung 
partizipativer Prozesse im Umwelt- und Nachhaltigkeitskontext ein erhebliches Gewicht für 
den ԟ wie auch immer definierten ԟ Erfolg beigemessen wird (Beierle & Cayford 2002; 
Dietz & Stern 2008). Die Prozessgestaltung nimmt denn auch den größten Raum bei der 
Analyse von Fallstudien ein. Daneben wird auch Kontextfaktoren eine erhebliche Bedeu-
tung attestiert, zugleich wird aber häufig eingeräumt, dass diese nicht immer ausreichend 
analysiert wurden. So besteht noch erheblicher Forschungsbedarf zur tatsächlichen Rolle 
von Kontextbedingungen. Zu den Umwelt- und Nachhaltigkeitseffekten (Outcomes) be-
steht am wenigsten systematische Forschung, wie von den Autoren etlicher Studien einge-
räumt wird. 
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Wie uneinheitlich sich die umweltbezogenen Wirkungen von Partizipation darstellen 
können, sei an folgendem Beispiel des Gewässerrandstreifenprojekts „Spreewald“ (Baranek 
& Günther 2005) erläutert. Kurz nach der Wiedervereinigung sollten innerhalb des Bio-
sphärenreservates „Spreewald“ im Rahmen eines vom Bundesamt für Naturschutz geför-
derten Großprojekts Naturschutzziele wie beispielsweise eine Revitalisierung von Nieder-
moorstandorten oder eine Verbesserung der Biotopqualität in den Fließgewässern erreicht 
werden. Nach heftigem Widerstand seitens der lokalen Bevölkerung, insbesondere von 
Interessenvertretern aus Wasser-, Land- und Forstwirtschaft, Tourismus, Fischerei sowie 
aus Fachämtern der Kommunen vor Ort, wurde in einem mehrstufigen Beteiligungs- und 
Mediationsverfahren ein breit akzeptierter Kompromiss zwischen Naturschutz- und lokalen 
Nutzungszielen erzielt. Partizipation hat hier einerseits zu einer Abschwächung von Um-
weltzielen (Output im Sinne einer kollektiv verbindlichen Entscheidung) geführt. Anderer-
seits steht zu erwarten, dass die Umsetzung dieser Ziele wegen der stark erhöhten Akzep-
tanz durch die lokalen Akteure ԟ ohne die Maßnahmen kaum implementierbar sind ԟ maß-
geblich verbessert wurde. Solche trade-offs zwischen Output und Outcome mögen durchaus 
charakteristisch für umweltbezogene Partizipationsprozesse sein. 
Zugleich bleibt die Frage offen, inwieweit partizipative Governance in der Lage ist, 
bestehende Zielambivalenzen und -konflikte innerhalb komplexer Probleme von 
Governance für nachhaltige Entwicklung zu lösen (Newig et al. 2008) und damit auch zum 





Der kurze Überblick über den Stand der internationalen Debatte zur ökologischen Effektivi-
tät von Partizipation und Öffentlichkeitsbeteiligung zeigt zweierlei. Einerseits gibt es eine 
Vielzahl von teils komplementären, teils konkurrierenden, teils widerstreitenden Annahmen 
über die Wirkung von Partizipation auf ökologische Outputs und Outcomes. Während der 
„Mainstream“ der Partizipationsliteratur einen positiven Zusammenhang zwischen Partizi-
pation und ökologisch nachhaltiger Entwicklung annimmt, ja diesen oftmals gar als gege-
ben voraussetzt, erscheinen diese Annahmen aus Sicht anderer sozialwissenschaftlicher 
Disziplinen wie der Sozialpsychologie oder der Implementationsforschung in einem ganz 
anderen Licht. Zweitens sind die empirischen Forschungsergebnisse noch sehr lückenhaft 
und zudem ambivalent. Zwar liegen eine Vielzahl von Einzelfallstudien insbesondere aus 
Nordamerika und Europa vor, diese harren aber noch einer systematischen Auswertung. 
Deutlich wird vor allem, dass der gesellschaftliche und problembezogene Kontext mit da-
rüber entscheidet, ob Partizipation eine ökologisch nachhaltige Entwicklung stärkt oder 
aber gar konterkariert. Eine Schlüsselrolle scheint dabei den Wahrnehmungen und Einstel-
lungen der einbezogenen Akteure zuzukommen.  
Für die Bewertung der Umwelt- und Nachhaltigkeitswirkungen partizipativer 
Governance hängt viel von der Unterscheidung in Outputs und Outcomes und die zwischen 
beiden möglichen trade-offs ab. Wie der Spreewald-Fall exemplarisch gezeigt hat, kann 
Partizipation durchaus zu einer Senkung des „Umwelt-Niveaus“ von Outputs führen, auf 
dem Wege verstärkter Akzeptanz seitens der beteiligten Akteure und deren Netzwerkbil-
dung untereinander aber dazu führen, dass Entscheidungen besser und zügiger umgesetzt 
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werden, so dass Partizipation letztlich doch eine Effektivitätssteigerung in Umweltpolitik 
und -governance bewirkt. 
Welche Rückschlüsse lassen sich aus diesen Ergebnissen ԟ falls überhaupt ԟ für die 
Gestaltung partizipativer (oder gerade nicht-partizipativer) Governance-Prozesse im Be-
reich der Umwelt- und Nachhaltigkeitspolitik ziehen? Wenn es eine zentrale Schlussfolge-
rung gibt, dann die, dass die Erfolgsaussichten von Partizipation stark vom jeweiligen Kon-
text abhängen. Partizipation kann also keine Patentlösung sein. Vor der unreflektierten 
Übertragung gängiger „Best-Practice“-Beispiele kann nur gewarnt werden. Zentral ist eine 
Klarheit über die Ziele von Partizipation. Warum sollen nicht-staatliche Akteure eingebun-
den werden? Je nachdem, ob deren Wissen gefragt ist, Konflikte gelöst werden sollen oder 
die Akzeptanz für Umweltmaßnahmen im Vordergrund steht, bietet sich die Beteiligung 
unterschiedlicher Akteursgruppen und der Einsatz unterschiedlicher Partizipationsformen 
an. Eine umfassende Stakeholder-Analyse kann hier hilfreich sein. Ein aufrichtiges Erwar-
tungsmanagement trägt dazu bei, dass bei den beteiligten Akteuren keine unerfüllbaren 
Erwartungen etwa in Bezug auf ihre Mitentscheidungsmöglichkeiten geweckt werden. 
Angesichts der nach wie vor unbefriedigenden Wissenssituation mag es verwundern, 
dass Partizipation und Öffentlichkeitsbeteiligung in umweltbezogenen Entscheidungsver-
fahren durchaus der politischen Mode unterliegen. Welche Forschungsstrategien bieten sich 
an? Zum einen gilt es, das in vielen Hunderten von Einzelfallstudien bereits vorhandene 
empirische Wissen systematisch zu aggregieren und mit Blick auf die ökologische Effekti-
vität von Partizipation auszuwerten. Hierzu bietet sich die Methode der Fallstudien-
Metaanalyse (Case survey) an (Larsson 1993; Beierle & Cayford 2002; Newig & Fritsch 
2009b; Newig & Fritsch 2009a). Die – bisher kaum angewendete – Case-survey-Methode 
ermöglicht es, qualitatives, fallbasiertes Wissen systematisch zu aggregieren und statistisch 
auszuwerten und damit erheblich verlässlichere Ergebnisse zu liefern als Einzelfallstudien 
oder klassische „Reviews“. Gleichwohl lassen sich durch dieses Vorgehen nicht alle syste-
matischen Verzerrungen – etwa durch eine Selektion tendenziell „positiver“ Verfahren, die 
zur Veröffentlichung als Fallstudien gelangen – ausschließen. Eine weitergehende Überle-
gung wären – zweitens – experimentelle Feldversuche. Experimentelle Methoden besitzen 
ein hohes Potenzial, unverzerrte Ergebnisse zu liefern und werden in der politikwissen-
schaftlichen Literatur zunehmend diskutiert (Green & Gerber 2003; Druckman et al. 2006). 
Die Methodologie komplexerer Feldexperimente, wie sie für Beteiligungsverfahren nötig 
wären, ist jedoch noch nicht ausgearbeitet. Hier bieten sich vielversprechende Perspektiven 
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